
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde  
Rhein-Selz 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 17.03.2025 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:17 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Robin Dautermann Ausschussmitglied 

in Vertretung von Gebhardt, Mario 
  

Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Melanie Schindel Ausschussmitglied   
Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied   
Hubert Horn Ausschussmitglied   
Lena Knappek Ausschussmitglied   
Christina Bitz Ausschussmitglied   
Martin Schykowski Ausschussmitglied   
Carsten Propp Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied   
Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied   
Barbara Krenzer Ausschussmitglied   
Wilhelm Horn Ausschussmitglied   
Raimund Darmstadt Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Mario Gebhardt Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Dautermann, Robin 
  

 
Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   
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Für die Verwaltung: 
 
Reinhold Pfuhl Büroleiter   
Christina Blum Fachbereichsleiterin Bürgerdienste   
Christopher Schaad stellvertretender Fachbereichsleiter 

Finanzen 
  

Britta Trautmann Digitalisierungsbeauftragte   
Julian Mader stellvertretender Büroleiter und 

Schriftführung 
  

 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind 
mit der Einladung vom 10.03.2025 auf Montag, 17.03.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Frau Melanie Schindel, SPD, beantragt die Vertagung der Tagesordnungspunkte 1.1 und 4.1, 
da die Unterlagen erst am Tag der Sitzung eingestellt wurden. 
 
Abstimmung Vertagung TOP 1.1:  
Mehrheitlich abgelehnt bei 4 Ja-, 9 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen. 
 
Abstimmung Vertagung TOP 4.1:  
Mehrheitlich abgelehnt bei 5 Ja-, 8 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
1.1 Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung der Hauptsatzung; 

Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sitzungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0046) 
 

1.2 Beschaffung eines Terminmanagementsystems für das Bürgerbüro 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0044) 
 

1.3 Zahlung von Zuschüssen bei Abschluss einer Entgeltumwandlung zur Altersvorsorge 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0049) 
 

2. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 
 

2.1 Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen  
gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0007) 
 

3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
 

3.1 Grundschule Dolgesheim, Gartenfeldstraße 17, 55278 Dolgesheim, 
Abdichtung des Mauerwerks im Bereich der Treppe zum Heizraum unter der Turnhalle  
und Überdachung der Treppe, Sanierung der Turnhallensüdseite 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0017) 
 

3.2 Grundschule "Am Gautor" Oppenheim, Krämerstraße 38, 55276 Oppenheim, 
Sanierung der Mensa Küche und dem angrenzenden Speisesaal 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0016) 
 

3.3 Machbarkeitsstudie zur Standortanalyse für eine neue Grundschule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0038) 
 

3.4 Neubau Feuerwehrgerätehaus Oppenheim,  
a) Beauftragung der Leistungsstufe 2 Honorare Objekt- und Fachplanung,  
b) Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen,  
c) Freigabe Abbruch altes Nettogebäude 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0023) 
 

4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
 

4.1 Katzenschutzverordnung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045) 
 

4.2 Jugendpflege der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Hier: Beratung und Beschlussfassung über die Förderung der pädagogischen 
Jugendarbeit des Jugendhauses Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0035) 
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4.3 Jugendpflege der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

Hier: Beratung und Beschlussfassung über die Förderung der pädagogischen 
Jugendarbeit der Offenen Jugendarbeit Nierstein 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0036) 
 

4.4 Beschaffung persönlicher Schutzausrüstung im Jahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0027) 
 

5. Sachstand Neubau Hallenbad 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 

 
  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 17.03.2025 
Seite 5 

 

 

 

 

Tagesordnung 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
 
1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

  
1.1. Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung der Hauptsatzung; 

Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sitzungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0046) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die CDU-Fraktion hat mit Schreiben vom 03.02.2024 hinsichtlich der Zulässigkeit von Bild- 
und Tonaufnahmen bzw. -Übertragungen eine Änderung der Hauptsatzung beantragt. Zu 
diesem Zweck sollte die Verwaltung Formulierungsvorschläge erarbeiten. 
 
Ist-Zustand: 
Die derzeit gültige Hauptsatzung beinhalt keine Regelung zu der Zulässigkeit von Bild- und 
Tonaufnahmen bzw. –Übertragungen. Insofern ist § 35 Abs. 1 Satz 6 GemO einschlägig, 
wonach sämtliche Bild- und Tonübertragungen und -Aufzeichnungen nur mit Zustimmung der 
anwesenden Personen erlaubt sind. 
Lediglich als Hilfsmittel zur Vorbereitung der Sitzungsniederschrift wird gemäß § 27 Abs. 6 der 
Geschäftsordnung ein Tonmitschnitt gefertigt. 
 
Allgemein: 
 
Mit dem Gesetz zur Verbesserung direktdemokratischer Beteiligungsmöglichkeiten auf kom-
munaler Ebene („LGVDiBakE“) wurde durch Änderung des § 35 Absatz 1 GemO für Gemein-
den und Städte die Möglichkeit geschaffen werden, die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnah-
men bzw. –Übertragungen durch Regelung in der Hauptsatzung zu ermöglichen. Damit wird 
nicht nur klargestellt, ob und wann Liveübertragungen von Ratssitzungen (sog. Streaming) 
zulässig sind, sondern auch, ob und wann Ratsmitglieder selbst, Zuschauer oder Presse- und 
Rundfunkvertreter mit Smartphones oder professionellen Geräten Fotos und Videos von und 
aus Ratssitzungen fertigen bzw. veröffentlichen können. 
 
Der Gesetzgeber hat dabei ausdrücklich die Gestaltungsmöglichkeit über die Hauptsatzung 
geregelt und nicht - wie man es zunächst annehmen mag - über die Geschäftsordnung. Bei 
der Übertragung von Ratssitzungen im Internet, dem Posten von Fotos und Wortbeiträgen in 
den sozialen Medien oder an anderer Stelle im Netz sowie bei Ton- und Bildaufnahmen durch 
Rundfunk und Presse handelt es sich (soweit dabei natürliche Personen aufgenommen bzw. 
abgebildet oder wiedergegeben werden) um die Erhebung und Übermittlung personenbezo-
gener Daten im Sinne des Landesdatenschutzgesetzes RLP und der EU-Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO). Diese ist nach Art. 6 DSGVO nur zulässig, wenn einer der dort genann-
ten Rechtfertigungsgründe (z. B. Einwilligung der betroffenen Person) vorliegt. § 35 Abs. 1 
Satz 4 und Satz 5 GemO gelten in Verbindung mit einer Hauptsatzungsregelung als rechtliche 
Grundlage, welche eine ausreichende Rechtsgrundlage darstellt. Danach wäre es denkbar, 
die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen sowie Übertragungen einmalig in der Haupt-
satzung zu regeln, sodass diese auch gegen den Willen einzelner Ratsmitglieder zulässig sind. 
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Erfolgt keine Regelung in der Hauptsatzung, greift § 35 Abs. 1 Satz 6 GemO. Danach sind 
sämtliche Bild- und Tonübertragungen und -Aufzeichnungen nur dann erlaubt, wenn alle 
anwesenden Mitglieder des Gemeinderats zustimmen. Das heißt, vor jeder Ratssitzung ist im 
Einzelfall die Einwilligung der teilnehmenden Ratsmitglieder einzuholen (und ggf. die Einwilli-
gung von Zuhörern, Verwaltungsmitarbeitern, Sachverständigen, Beratern etc.) und darauf 
hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Stimmt ein Ratsmitglied 
nicht zu, bleiben die Aufnahmen und Übertragungen unzulässig. Regelungsoptionen Hinsicht-
lich einer Regelung in der Hauptsatzung sind – je nachdem, inwieweit eine Öffnung der Saal-
öffentlichkeit gewünscht wird – unterschiedliche Möglichkeiten denkbar. Die nachfolgenden 
Varianten sollen gängige Szenarien der kommunalen Praxis aufgreifen, haben jedoch keinen 
abschließenden Charakter. In Betracht kommen darüber hinaus Hauptsatzungsregelungen zu 
Standort, Zeit, Dauer und Art der Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und Tonübertragungen. 
 
Gegenüberstellung der Regelungsmöglichkeiten: 
 
I. Variante: Totaler Ausschluss 
 
Ton- und Bildaufnahmen sowie Ton- und Bildübertragungen sind in Sitzungen des Rates bzw. 
seiner Ausschüsse nicht zulässig. [1] 
 
[1] Derzeitiger Stand. Hierbei handelt es sich um eine deklaratorische Regelung, die letztlich 
den Status quo wiedergibt und sofern, eine solche Klarstellung erwünscht wird, auch in der 
Geschäftsordnung fixiert werden könnte. 
 
II. Variante: Öffnung lediglich für Presse und Rundfunk 
 
(1) Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen von Rats- bzw. Aus-
schussmitgliedern in öffentlicher Sitzung des Rates (und seiner Ausschüsse) sind zulässig, 
sofern Sie von Vertretern der Presse und des Rundfunks mit dem Ziel der Berichterstattung 
erfolgen. Die Anfertigung der Aufzeichnungen ist der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor 
dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die Anwesenden zu Beginn der Sitzung 
darüber zu informieren, dass Aufzeichnungen von den Rats- bzw. Ausschussmitgliedern erfol-
gen. Im Übrigen ist die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen bzw. Bild- oder Tonüber-
tragungen durch Rats- oder Ausschussmitglieder oder anderen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern der Sitzungen untersagt. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [2] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [3] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt.  
 
[2] Sofern eine solche Regelung nicht aufgenommen wird, wären Ton- und Bildaufzeichnungen 
sowie Ton- und Bildübertragungen von Redebeiträgen auch gegen den Willen einzelner Rats-
mitglieder zulässig. Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland- Pfalz empfiehlt auch aus 
Gründen der Funktionsfähigkeit des Rates (Hemmungen, sich mit Wortbeiträgen einzubrin-
gen), ein solches Widerspruchsrecht mit aufzunehmen. 
[3] Diese Regelung ist nicht disponibel. Dieser Personenkreis kann nie gegen seinen Willen 
erfasst werden 
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III. Variante: Nur Streaming durch die Verbandsgemeinde ist erlaubt 
 
(1) Die Verbandsgemeinde kann aus öffentlichen Sitzungen des Rates (und seiner Aus-
schüsse) Ton- und Bildübertragungen von Rats- bzw. Ausschussmitgliedern veranlassen 
(Streaming von Ratssitzungen). Die oder der Vorsitzende hat die Anwesenden zu Beginn der 
Sitzung darüber zu informieren, dass Aufzeichnungen und Übertragungen von den Rats- bzw. 
Ausschussmitgliedern erfolgen. Im Übrigen ist die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnun-
gen bzw. Bild- oder Tonübertragungen durch Rats- oder Ausschussmitglieder oder anderen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzungen untersagt. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [4] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [5] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt. 
 
[4] Siehe Fn. 2. 
[5] Siehe Fn. 3. 
 
IV. Variante: Weite Öffnung für alle (Zuschauer, Ratsmitglieder, Presse und Rundfunk 
etc. dürfen Aufnahmen fertigen und verbreiten, aber Zustimmungsvorbehalt aller Rats-
mitglieder) 
 
(1) Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen sind im öffentlichen Teil 
der Sitzung zugelassen. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [6] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [7] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt. 
 
[6] Sofern eine solche Regelung nicht aufgenommen wird, wären Ton- und Bildaufzeichnungen 
sowie Ton- und Bildübertragungen auch gegen den Willen einzelner Ratsmitglieder zulässig. 
Es ist allerdings fraglich, ob diese in § 35 GemO angelegte und danach zulässige Regelung 
einer datenschutzrechtlichen Überprüfung im Lichte der EU-Datenschutzgrundverordnung 
standhält. Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz empfiehlt auch aus Gründen der 
Funktionsfähigkeit des Rates (Hemmungen, sich mit Wortbeiträgen einzubringen), ein solches 
Widerspruchsrecht mit aufzunehmen. 
[7] Siehe Fn. 3. 
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Würdigung/Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Sofern eine Änderung der Hauptsatzung durch den Verbandsgemeinderat angedacht wird, 
empfiehlt die Verwaltung, aus Gründen der Rechtsicherheit die Regelungen zur Erteilung und 
dem Widerruf der Einwilligung, wie dargestellt, zu übernehmen. 
 
Über Regelungen zu Standort, Zeit, Dauer und Art der Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- 
und Tonübertragungen wäre ggfs. zu befinden. 
 
Aufgrund der Tragweite und Bedeutung der Angelegenheit würde sich eine Vorberatung im 
Haupt- und Finanzausschuss anbieten. 
 
Die Hauptsatzung gilt entgegen der Geschäftsordnung unbefristet. Am 09.06.2024 finden 
Kommunalwahlen statt. Vor diesem Hintergrund muss der Verbandsgemeinderat entscheiden, 
ob zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwingend eine Änderung der Hauptsatzung erfolgen muss 
oder ob man eine solche dem neuen Verbandsgemeinderat überlässt.  
 
Eine Änderung der Hauptsatzung bedarf nach § 25 Abs. 2 GemO der Mehrheit der gesetz-
lichen Zahl der Mitglieder des Verbandsgemeinderates. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Das Ergebnis der Beratung bleibt abzuwarten. 
 
Beratung: 
 
Frau Lena Knappek erläutert für die CDU-Fraktion den Antrag. Es werden die verschiedenen 
aufgeführten Varianten diskutiert.  
Der Bürgermeister schlägt vor, wie bisher auf Antrag Bild- und Videoaufnahmen insbesondere 
für Ehrungen und Ernennungen zuzulassen. Hierfür benötigt man keine neue Regelung. Für 
die Zukunft wäre ein Streaming der Sitzungen denkbar. Hierfür bedarf es jedoch ein Konzept. 
Die technischen Anforderungen sind nicht zu unterschätzen.  
 
Nach eingehender Beratung und Diskussion wird über folgenden Beschluss abgestimmt: 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zum Streaming von Sitzungen zu erstellen und 
zur Beratung dem Ausschuss vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 14 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung. 
 
 
  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 17.03.2025 
Seite 9 

 

 

 

 
1.2. Beschaffung eines Terminmanagementsystems für das Bürgerbüro 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0044) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Das Bürgerbüro ist stark frequentiert. In letzter Zeit gab es vermehrt Beschwerden aus der 
Bevölkerung über lange Wartezeiten. Die setzt auch die Mitarbeitenden erhöhtem Stress aus. 
Andere Verbandsgemeindeverwaltungen im Umkreis haben in ihren Bürgerbüros gute Erfah-
rungen mit dem Terminmanagement-System VOIS TEVIS gemacht. 
 

Durch die systematische Planung des Besucheraufkommens mit VOIS TEVIS werden Arbeits-
abläufe verbessert und das Personal effizienter eingesetzt. So werden Besucher- und Bear-
beitungsstaus sowie zeitliche Engpässe und unnötige Stresssituationen vermieden und damit 
eine höhere Flexibilität in der Bearbeitung erreicht. Dies führt zu einer höheren Zufriedenheit 
sowohl bei den Bürgerinnen und Bürgern als auch bei den Mitarbeitenden in der Verwaltung. 
Termine können online und telefonisch oder direkt im Bürgerbüro gebucht werden. Ein Misch-
betrieb aus Terminen und Spontankundschaft mit Wartemarken ist ebenfalls möglich und 
gewünscht.  
 

Durch einen Vertrag zwischen dem Hersteller Kommunix GmbH und der KommWis wird VOIS 
TEVIS für Kommunen in Rheinland-Pfalz künftig ausschließlich über die KommWis angebo-
ten. Damit wird VOIS TEVIS Classic von der neuen, vollintegrierten Version abgelöst. Die 
KommWis übernimmt das Hosting des Systems, während die Kommunen die dazugehörige 
Hardware weiterhin von der Kommunix GmbH beziehen. Alleinstellungsmerkmale von VOIS 
TEVIS sind die direkte Anbindung an andere VOIS Module wie beispielsweise VOIS MESO 
oder VOIS GESO und die integrierte bidirektionale Schnittstelle. VOIS TEVIS ist damit 
zukunftsfähig aufgestellt. 
 

Nach Angaben der KommWis und der Kommunix GmbH startet das neue Angebot im zweiten 
Halbjahr 2025.  
 

Wir haben andere Terminmanagement-Programme geprüft. Diese haben nicht den gleichen 
Leistungsumfang, bieten keine direkte Integration in die VOIS-Familie und die integrierte bidi-
rektionale Schnittstelle für Outlook. 
 

Die Verwaltung spricht sich daher für die neue vollintegrierte Version von VOIS TEVIS aus. 
 

Derzeit befinden sich KommWis und Kommunix in der Vorbereitung der Umsetzung. Nach 
Abschluss dieser Phase wird das neue Angebot der KommWis landesweit kommuniziert. 
Zunächst werden alle Verwaltungen angebunden, die noch kein VOIS TEVIS nutzen bezie-
hungsweise ohne Migration in die neue vollintegrierte Lösung einsteigen wollen. Danach 
werden die Kunden von VOIS TEVIS Classic in die vollintegrierte Lösung migriert.  
 

Für die Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz gilt die Gemeindelizenz, die die folgenden 
Module umfasst: 
 

• TEVIS Termin 
Zentrales Modul für das Terminmanagement 
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• TEVIS Online 
In die Website der Verbandsgemeindeverwaltung eingebunden, können Termine den 
Anliegen entsprechend angefragt und reserviert werden. Dabei wird die Dauer der 
Termine bei mehreren Anliegen berücksichtigt und durch Zusatzinformationen bei 
Terminvereinbarung und Terminbestätigung ergänzt, z. B. als Mitbringliste. 
 

• TEVIS Aufruf 
Die Sachbearbeitung kann Termin- und Laufkunden lenken und die Aufrufe selbst 
steuern. Für die Laufkundschaft können Wertmarken entsprechend der Anliegen ver-
geben werden. Terminkunden melden sich am Empfang oder per Touch am Anmelde-
Terminal an. 
 

• TEVIS Statistik 
Dokumentation der Kundenkontakte und statistische Auswertung der Anzahl der 
Termine und der Besucherfrequenz. 

 
Um die Terminplanung noch flexibler zu gestalten, spricht sich die Verwaltung für ein Zusatz-
modul zur Gemeindelizenz aus: 
 

• Zusatzmodul TEVIS Terminagent 
Das Angebot um eine Warteliste mit Angaben zu Anliegen und Wunschterminen und 
Terminkontingenten erweitert. Die Bürgerinnen und Bürger auf der Warteliste werden 
bei freiwerdenden Kapazitäten automatisiert angeschrieben und können passende 
Termine annehmen. 
 

Die Software wird durch folgende Hardwarekomponenten ergänzt: 
 

• 2x Ausgabebildschirme inklusive Halterung und Anschluss 

• 2x Mini-Rechner zur Ansteuerung der beiden Ausgabebildschirme 

• 1x Anmelde-Terminal zur Entlastung der Empfangstheke im Bürgerbüro  

• 1x Bon-Drucker für die Empfangstheke  
 

Derzeit liegen uns nur das Angebot und die Preisinformationen von Kommunix GmbH für VOIS 
TEVIS Classic inklusive des Zusatzmoduls TEVIS Terminagent und der dazu gehörigen Hard-
ware vor. KommWis gibt zum aktuellen Zeitpunkt noch keine Preisangaben heraus. Daher 
stützen sich unsere Zahlen auf das Angebot und die Preisinformationen der Kommunix GmbH. 
Der Betrag aus dem Beschlussvorschlag in Höhe von 58.000 Euro beinhaltet einen Aufschlag 
von 10 % für etwaige Mehrkosten durch den Bezug von der KommWis. 
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Kostenübersicht (aus dem Angebot der Kommunix GmbH vom 14.01.2025) 
 

Soft- und Hardware Über Kommunix über KommWis 

Hosting über OSK über KommWis 

Version TEVIS Classic TEVIS Vollintegration 

Gemeindelizenz 
- TEVIS-Termin 
- TEVIS-Online 
- TEVIS-Aufruf 
- TEVIS-Statistik 

            10.840,00 €  noch nicht bekannt 

TEVIS - Terminagent               4.950,00 €  noch nicht bekannt 

Terminal               5.700,00 €  
                   5.700,00 

€  

Bon-Drucker                  409,30 €  
                      409,30 

€  

2x Minirechner  
für Ausgabebildschirm à 220,00 € 

                 440,00 €  
                      440,00 

€  

Zubehör                  250,00 €  
                      250,00 

€  

2x Display von Samsung 
55" 1.250 € 

              2.500,00 €  
                   2.500,00 

€  

Einrichtung  
(auf Basis von 16 Std) 

              2.600,00 €  noch nicht bekannt 

netto             27.689,30 €    

brutto             32.950,27 €    

   

Laufende Kosten   

Wartung für TEVIS Classic               2.861,76 €  noch nicht bekannt 

Wartung TEVIS-Terminagent               1.306,80 €  noch nicht bekannt 

auf 4 Jahre netto             16.674,24 €    

auf 4 Jahre brutto             19.842,35 €    

   

Gesamt   

Soft- und Hardware + laufende Kosten (brutto)             52.792,61 €    

+ 10%             58.071,87 €    

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss ermächtigt den Bürgermeister der Verbandsgemeinde, die 
Anschaffung des Terminmanagement-Systems VOIS TEVIS inklusive des Zusatzmoduls 
TEVIS Terminagent und der erforderlichen Hardware bis zu einem Gesamtbetrag von 58.000 
€ zu veranlassen.  
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:  

001/11443.011300-9-10 für Hard- und Software 
11443.562410 für laufende Kosten 

 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 58.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage und die Problematik im Bürgerbüro. Zuletzt 
kam es zu langen Wartezeiten, was auf Krankheitsfälle, Personalwechsel und die hohen Fall-
zahlen zurückzuführen ist. Zuletzt versuchte man, mit einfachen Mitteln eine Terminvergabe 
einzurichten, was jedoch nicht funktionierte. Deshalb soll nun mit einem richtigen Termin-
system die Arbeit erleichtert werden. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss ermächtigt den Bürgermeister der Verbandsgemeinde, die 
Anschaffung des Terminmanagement-Systems VOIS TEVIS inklusive des Zusatzmoduls 
TEVIS Terminagent und der erforderlichen Hardware bis zu einem Gesamtbetrag von 
58.000 € zu veranlassen.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
1.3. Zahlung von Zuschüssen bei Abschluss einer Entgeltumwandlung zur 

Altersvorsorge 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0049) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im kommunalen öffentlichen Dienst sind etwa 2,4 Millionen Beschäftigte tätig, von denen viele 
trotz der Zusatzversorgungskasse (ZVK) mit einer Versorgungslücke rechnen müssen. Diese 
Lücke entsteht durch den Rückgang des Versorgungsniveaus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sowie durch die zunehmende Besteuerung von Rentenleistungen, einschließlich der 
Leistungen der ZVK. 
Mit Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/-innen im kommunalen öffentlichen 
Dienst aus dem Jahre 2003 wurde die Möglichkeit geschaffen, diese Lücke teilweise zu schlie-
ßen. Nach diesem hat der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin Anspruch darauf, dass von 
seinen/ihren künftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 v.H. der jeweiligen Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (West) durch Entgeltumwand-
lung für ihre/seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Durch die Entgeltum-
wandlung können während des Berufslebens Steuern und ggfs. Sozialabgaben eingespart 
werden, was das Rentenniveau erhöht. Allerdings findet bei Bezug der Betriebsrente eine 
nachgelagerte Versteuerung statt. 
 
Die Sparkassen-Kommunalrente ist Anfang dieses Jahres auf die Verwaltung zugekommen 
und hat den Abschluss eines Rahmenvertrages angeboten, welcher auch Beratungsleistun-
gen für die Beschäftigten beinhaltet. Weitere Anbieter für die betriebliche Altersversorgung im 
Bereich des öffentlichen Dienstes sind die GVV und die ZVK. Aus Sicht der Verwaltung sollten 
alle Anbieter gleichbehandelt werden.  
 
Im Jahr 2015 ist die Verbandsgemeinde Rhein-Selz der ÖBAV Unterstützungskasse e. V. bei-
getreten. Insofern besteht ab diesem Zeitpunkt für die Beschäftigten der Verbandsgemeinde 
die Möglichkeit Entgeltumwandlungsverträge abzuschließen. Dies haben auch einige ange-
nommen. 
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Das Betriebsrentenstärkungsgesetzes verpflichtet Arbeitgeber ohne Tarifvertrag seit dem 
01.01.2022 mindestens 15 % Zuschuss zur freiwilligen Entgeltumwandlung der Beschäftigten 
zu leisten. Diese Regelung ist allerdings auf tarifgebundene Arbeitgeber nicht anwendbar.  
 
Mit Arbeitgeberrichtlinie des Kommunales Arbeitgeberverbands Rheinland-Pfalz e. V. zur 
Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen zur Entgeltumwandlung ist seit dem 01.01.2023 auf 
freiwilliger Basis möglich, an Beschäftigte einen Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung 
von bis zu 15 v. H. des umgewandelten Entgelts, höchsten jedoch in Höhe der durch die Ent-
geltumwandlung der/des Beschäftigten jeweils eingesparten Sozialversicherungsbeiträge 
gewährt werden. 
 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz möchte von dieser freiwilligen Möglichkeit der Bezuschus-
sung ab 01.07.2025 Gebrauch machen, da sie nicht zuletzt ein Instrument der Mitarbeiterbin-
dung darstellt und durch die Gewährung eigentlich keine Mehrkosten entstehen. Im Zuge der 
Gleichbehandlung gilt dies selbstverständlich auch für Altfälle ab dem vorgenannten Datum. 
 
Eine Einbindung des Personalrates fand bisher noch nicht statt. Diese wird jedoch schnells-
tens nachgeholt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, der Verbandsgemeinderat beschließt vorbehalt-
lich der Zustimmung des Personalrates ab 01.07.2025 an Beschäftigte einen Arbeitgeberzu-
schuss zur Entgeltumwandlung von bis zu 15 v. H. des umgewandelten Entgelts, höchstens 
jedoch in Höhe der durch die Entgeltumwandlung jeweils eingesparten Sozialversicherungs-
beiträge zu gewähren. Die Bezuschussung erfolgt für Neu- aber auch für Altfälle. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, vorbehaltlich der Zustimmung des Personalrates 
ab 01.07.2025 an Beschäftigte einen Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung von bis zu 
15 v. H. des umgewandelten Entgelts, höchstens jedoch in Höhe der durch die Entgeltum-
wandlung jeweils eingesparten Sozialversicherungsbeiträge zu gewähren. Die Bezuschus-
sung erfolgt für Neu- aber auch für Altfälle. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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2. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 
  

2.1. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0007) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbungen, Annahme oder Vermittlung von Sponsoring-
leistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von / an Dritte nur zur Erfül-
lung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung nach 
§ 2 Abs. 1 GemO zulässig.  
 

Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben. 

 

Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder einen Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder Ver-
mittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Gemeinderat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Gemeinderat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde 
sind sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu doku-
mentieren und vorzuhalten.  
 

Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 

Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung beschlos-
sen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende eher zu 
verzichten.  
 

Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 Halb-
satz 2 und Satz 5 GemO. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Verbandsgemeinderat stimmt der Annahme nachfolgender angebotener Zuwendungen 
zu: 
 

Zuwendungsgeber 
Höhe der Zuwendungen 

in € 
Zuwendungszweck 

Volksbank Darmstadt-Mainz 250 € Ferienprogramm 

Aral Tankstelle Oppenheim 250 € Ferienprogramm  

Rheinhessensparkasse 500 € Ferienprogramm  

Schreib- & Spielwaren Mathäs GmbH 175 € Ferienprogramm  

Volksbank Alzey-Worms 300 € Ferienprogramm  

EDG mbH 100 € Ferienprogramm  

Lotto Stiftung Rheinland-Pfalz 750 € Ferienprogramm 

 
  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 17.03.2025 
Seite 15 

 

 

 

Beratung: 
 

Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage und verliest die Zuwendungsgeber mit Höhe 
der Zuwendung und Zuwendungszweck. 
 

Beschluss: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Annahme nachfolgender angebotener Zuwen-
dungen zu: 
 

Zuwendungsgeber 
Höhe der 

Zuwendungen in € 
Zuwendungszweck 

Volksbank Darmstadt-Mainz 250 € Ferienprogramm 

Aral Tankstelle Oppenheim 250 € Ferienprogramm  

Rheinhessensparkasse 500 € Ferienprogramm  

Schreib- & Spielwaren Mathäs GmbH 175 € Ferienprogramm  

Volksbank Alzey-Worms 300 € Ferienprogramm  

EDG mbH 100 € Ferienprogramm  

Lotto Stiftung Rheinland-Pfalz 750 € Ferienprogramm 

 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 

3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
  

3.1. Grundschule Dolgesheim, Gartenfeldstraße 17, 55278 Dolgesheim, 
Abdichtung des Mauerwerks im Bereich der Treppe zum Heizraum unter der 
Turnhalle und Überdachung der Treppe, Sanierung der Turnhallensüdseite 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0017) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Im Bereich hinter dem Treppenabgang zum Heizraum unter der Turnhalle ist das Mauerwerk 
dauerhaft feucht und muss neu abgedichtet werden. Am Treppenabgang wird ein Bodenablauf 
eingebaut und die Treppe mit einer Überdachung versehen. 
Die Außenisolierung an der Fassade der Turnhallenrückseite ist durch Vandalismus mit vielen 
Löchern bestückt und der Putz im Sockelbereich lose. 
Hier muss auf die Fassade ein entsprechendes Putzgewebe, ein neuer Putz und Anstrich auf-
gebracht werden. 
Im Sockelbereich muss eine entsprechende Abdichtung erfolgen. 
Die Kosten der gesamten Maßnahme belaufen sich voraussichtlich auf 60.000 Euro. 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz empfiehlt, der 
Haupt- und Finanzausschuss beschließt die Abdichtung des Mauerwerks im Bereich der 
Treppe zum Heizraum unter der Turnhalle, die Überdachung der Treppe und die Sanierung 
der Turnhallensüdseite. 
Nach erfolgter Ausschreibung der Gewerke wird die Verwaltung ermächtigt, an die wirtschaft-
lichsten Bieter zu vergeben. 
Der Beschluss wird vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025 gefasst. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/21108-523130 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 60.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt die Abdichtung des Mauerwerks im Bereich der 
Treppe zum Heizraum unter der Turnhalle, die Überdachung der Treppe und die Sanierung 
der Turnhallensüdseite. 
Nach erfolgter Ausschreibung der Gewerke wird die Verwaltung ermächtigt, an die wirtschaft-
lichsten Bieter zu vergeben. 
Der Beschluss wird vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025 gefasst. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
3.2. Grundschule "Am Gautor" Oppenheim, Krämerstraße 38, 55276 Oppenheim, 

Sanierung der Mensa Küche und dem angrenzenden Speisesaal 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0016) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Mensa der Oppenheimer Grundschule ist in einem ehemaligen Klassensaal im Unter-
geschoss des Gebäudes eingerichtet. 
Im Rahmen unserer aktuellen Umfrage bei den SchülerInnen zur Mittagsverpflegung ist fest-
zustellen, dass häufig Rückmeldungen dahingehend gegeben werden, dass sich die Kinder 
im Essensraum nicht wohlfühlen, insbesondere auch in Bezug auf die schlechte Raumakustik. 
Eine Sanierung des Essensraumes dahingehend, dass zumindest die dortigen Versorgungs-
leitungen verkleidet sind, wäre eine erste Maßnahme. 
 
Der Küchenraum wurde durch den Schulträger im Rahmen des damaligen Erweiterungsbaus 
neu gestrichen, eine Bodenplatte eingebaut und die Stromleitungen für Herde und Konvekto-
maten erneuert. 
Die Küche selbst – eigentlich eine große Haushaltsküche - wurde durch den Förderverein 
finanziert und durch ein Möbelgeschäft installiert. 
Für den aktuellen Betrieb der Betreuenden Grundschule, deren Mittagsverpflegung warm 
angeliefert wird, hatten Gesundheitsamt/Lebensmittelüberwachung zwar noch keine Bean-
standungen. Im Hinblick auf das zum 01.08.2026 in Kraft tretende Ganztagsförderungsgesetz 
ist jedoch eine professionelle Küchenausstattung zwingend erforderlich. 
 
Geplant ist hier der Einbau einer neuen Edelstahlküche, die allen Anforderungen auch in 
Bezug auf die Hygiene mit drei verschiedenen Waschbecken entspricht. Die Essensausgabe 
von der Küche in den Speisesaal soll durch eine entsprechende Wandöffnung erfolgen. Die 
Wandfliesen werden erneuert. 
Die Elektro und Sanitärinstallation wird entsprechend erweitert. 
In die Küche und dem Speisesaal wird eine abgehängte Decke mit entsprechenden Einbau-
leuchten montiert und die Raumakustik im Speisesaal verbessert. 
Nach Abschluss aller Arbeiten wird der Putz ausgebessert, ein neuer Anstrich aufgetragen und 
ein neuer Linoleumboden verlegt. 
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Die Abdichtung der Treppenanlage oberhalb der Mensa Küche wird verbessert, um das Ein-
dringen der Feuchtigkeit unterhalb der Treppe im Küchenbereich zu verbessern. 
Die Kosten der gesamten Maßnahme belaufen sich voraussichtlich auf 185.000 Euro. 
Hier können wir über GaFöG mit einer Förderung von 105.000 Euro rechnen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt/Der Verbandsgemeinderat beschließt die Sanierung der Mensa 
Küche mit angrenzendem Speisesaal und ermächtigt die Verwaltung, nach erfolgter Aus-
schreibung der Gewerke an den jeweils wirtschaftlichsten Bieter zu vergeben. 
Die Planungsleistungen werden an das Architekturbüro Knipping aus Nierstein vergeben. 
Die Kosten der Baumaßnahme verlaufen sich voraussichtlich auf 185.000 Euro. 
Der Beschluss wird vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025 gefasst. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/21105-523130 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 185.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass vor Umsetzung der Maßnahme auch der Förderbescheid vorliegen muss. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss empfiehlt die Sanierung der Mensa Küche mit angrenzendem Speisesaal und 
ermächtigt die Verwaltung, nach erfolgter Ausschreibung der Gewerke an den jeweils wirt-
schaftlichsten Bieter zu vergeben. 
Die Planungsleistungen werden an das Architekturbüro Knipping aus Nierstein vergeben. 
Die Kosten der Baumaßnahme verlaufen sich voraussichtlich auf 185.000 Euro. 
Der Beschluss wird vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025 gefasst. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 14 Ja-Stimmen 
 
Ein Ausschussmitglied nahm nicht an der Abstimmung teil. 
 
 
 
 
3.3. Machbarkeitsstudie zur Standortanalyse für eine neue Grundschule 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0038) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Planung eines neuen Grundschulstandorts in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz ist auf-
grund der baulichen und kapazitativen Grenzen der bestehenden Grundschulen in Nierstein 
und Oppenheim notwendig. 
 
Auf die Beschlussvorlage 001/2025/0009 wird verwiesen. 
 
Die Grundstücke umfassen jeweils eine Fläche von ca. 10.000 m². Zur Entscheidungsfindung 
ist eine umfassende Machbarkeitsstudie erforderlich, um die Standorte objektiv zu bewerten. 
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Die Studie soll insbesondere folgende Aspekte untersuchen: 
 

• Verkehrsanbindung: Prüfung der Erreichbarkeit für Schüler, Eltern, Lehrkräfte, Bus- 
und Regelverkehr 

• Fußläufige Erreichbarkeit: Bewertung der Wege und Sicherheit für Schüler. 
• Entwässerung: Analyse der technischen Machbarkeit und Kosten. (Abwasser/ 

Regenwasser) 
• Integration in Neubaugebiete: Berücksichtigung von Entwicklungspotenzialen. 
• Wirtschaftlichkeit: Vergleich der Kosten für Erschließung und Bau. 

 
Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie sollen als Grundlage für die Entscheidung über den 
endgültigen Schulstandort dienen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen / der Verbandsgemeinderat beschließt: 
Die Verwaltung zu ermächtigen, eine Machbarkeitsstudie zur Analyse und Bewertung der 
potentiellen Standorte für den Neubau einer Grundschule in der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz zu beauftragen. 
Ziel der Machbarkeitsstudie ist es, die Standorte hinsichtlich ihrer Erschließung (Verkehrsan-
bindung, Entwässerung, Integration in Neubaugebiete, fußläufige Erreichbarkeit etc.) zu 
untersuchen und zu bewerten. 
Die Machbarkeitsstudie soll das wirtschaftlichste und im Gesamtkonzept am besten geeignete 
Grundstück als neuen Schulstandort identifizieren. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 51112-562550 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 75.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende, die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner und die Beigeordnete Jutta Hoff erläu-
tern die Beschlussvorlage. Grundsätzlich haben beide Ortsgemeinden Interesse daran, Schul-
standort zu werden. Ebenfalls gibt es geeignete Grundstücke in beiden Ortsgemeinden. Die 
ADD billigt, für eine mögliche Erweiterung ein größeres Grundstück zu erwerben. 
Beigeordnete Hoff verweist auf die Beratung im Schulträgerausschuss. Hierzu wurde von der 
SPD-Fraktion ein Antrag gestellt. Es soll daher noch ein Grundsatzbeschluss gefasst werden, 
der jedoch noch nicht im kommenden Verbandsgemeinderat wegen den kommunalrechtlichen 
Fristen aufgenommen werden kann. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt: 
Die Verwaltung zu ermächtigen, eine Machbarkeitsstudie zur Analyse und Bewertung der 
potentiellen Standorte für den Neubau einer Grundschule in der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz zu beauftragen. 
Ziel der Machbarkeitsstudie ist es, die Standorte hinsichtlich ihrer Erschließung (Verkehrsan-
bindung, Entwässerung, Integration in Neubaugebiete, fußläufige Erreichbarkeit etc.) zu 
untersuchen und zu bewerten. 
Die Machbarkeitsstudie soll das wirtschaftlichste und im Gesamtkonzept am besten geeignete 
Grundstück als neuen Schulstandort identifizieren. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
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3.4. Neubau Feuerwehrgerätehaus Oppenheim,  
a) Beauftragung der Leistungsstufe 2 Honorare Objekt- und Fachplanung,  
b) Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen,  
c) Freigabe Abbruch altes Nettogebäude 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0023) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

a) Die stufenweise Beauftragung der Leistungen zur Planung ermöglicht grundsätzlich die 
Beendigung der geschlossenen Verträge im Projekt.  

b) Die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen an den wirtschaft-
lichsten Bieter dient dem reibungslosen zeitlichen Ablauf ohne Abhängigkeit zur Rats-
abfolge. 

c) Vor dem Beginn der eigentlichen Bauleistungen soll zuerst der Abbruch des Netto-
gebäudes erfolgen. Der genaue Zeitpunkt wird noch festgelegt werden. (Mitte 2025). 

 
Aus dem Haushalt 2024 stehen für die angegebene Buchungsstelle noch 1.967.043,13 Euro 
zur Verfügung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen und der Haupt- und Finanzausschuss empfehlen, 
der Verbandsgemeinderat beschließt: 
a) die weitere Beauftragung der Stufe 2 (Leistungsphasen 5 - 9) für die Objekt- und Fachpla-
nung. 
Die Erteilung der Aufträge erfolgt nach schriftlicher Zustimmung des Nachbarn zur Planung. 
b) die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen nach Ausschreibung an 
den wirtschaftlichsten Bieter 
c) den Abbruch des alten Nettogebäudes als Maßnahme zur Vorbereitung der Baumaßnah-
men zur Errichtung des Gebäudes, 
 
vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-502-2 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.967.043,13 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt: 
a) die weitere Beauftragung der Stufe 2 (Leistungsphasen 5 - 9) für die Objekt- und Fachpla-
nung. 
Die Erteilung der Aufträge erfolgt nach schriftlicher Zustimmung des Nachbarn zur Planung. 
b) die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen nach Ausschreibung an 
den wirtschaftlichsten Bieter 
c) den Abbruch des alten Nettogebäudes als Maßnahme zur Vorbereitung der Baumaßnah-
men zur Errichtung des Gebäudes, 
 
vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung 2025. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
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4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
  

4.1. Katzenschutzverordnung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Sachdarstellung der Verwaltung zur Einführung einer Katzenschutzverordnung in der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
 
1. Anlass und Zielsetzung 
Die Ortsgemeinden Guntersblum Dalheim haben den Wunsch geäußert, eine Katzenschutz-
verordnung zu erlassen, um die wachsende Population herrenloser, freilebender, verwilderter 
Katzen und die damit verbundenen Probleme zu reduzieren.  
Ziel einer solchen Verordnung ist es, die unkontrollierte Fortpflanzung dieser Katzen einzu-
dämmen, indem eine Kastrationspflicht eingeführt wird. In der Regel wird diese mit einer Kenn-
zeichnungs- und Registrierungspflicht kombiniert, sodass Katzenhalter verpflichtet sind, ihre 
freilaufenden Katzen kastrieren, kennzeichnen und in einem Haustierregister registrieren zu 
lassen. 
 
2. Begriffsdefinitionen 
Fundkatzen: Hauskatzen, die offensichtlich einen Besitzer haben oder hatten, jedoch vorüber-
gehend oder dauerhaft von diesem getrennt wurden und gefunden werden. 
Herrenlose Katzen (sogenannte Streuner oder Straßenkatzen): Hauskatzen ohne Besitzer, die 
entweder ausgesetzt wurden oder von Geburt an ohne menschliche Betreuung leben. 
Wildkatzen: In Deutschland heimische Wildtiere (Felis silvestris), die sich genetisch und ver-
haltensmäßig von Hauskatzen unterscheiden. In der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind 
Wildkatzen nicht heimisch. 
 
3. Rechtliche Grundlagen 
Gemäß § 13b des Tierschutzgesetzes (TierSchG) können Landesregierungen Gebiete fest-
legen, in denen Maßnahmen zum Schutz freilebender Katzen ergriffen werden, wenn: 

• in diesen Gebieten erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden bei freilebenden 
Katzen festgestellt wurden, die auf eine hohe Anzahl dieser Tiere zurückzuführen sind. 

• durch eine Verminderung der Anzahl dieser Katzen deren Schmerzen, Leiden oder 
Schäden verringert werden können. 

• die Landesverordnung zur Übertragung der Ermächtigung nach § 13b TierSchG vom 
2. Juli 2015 ermächtigt die Kommunen in Rheinland-Pfalz, entsprechende Verordnun-
gen zu erlassen. 

 
4. Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverordnung 
Vor dem Erlass einer Katzenschutzverordnung müssen laut Landesermächtigungsgesetz 
Rheinland-Pfalz folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

• Ausreichende Anzahl freilebender Hauskatzen: Es muss eine nicht näher festgelegte, 
aber signifikante Anzahl freilebender (d.h. halterloser) Hauskatzen im Gebiet der Kom-
mune vorhanden sein. Der Gesetzgeber geht bei dieser Regelung tatsächlich von ein-
zelnen Kommunen aus. Falls es Probleme in einzelnen Gemeinden gibt, kann eine 
Katzenschutzverordnung eigentlich auch nur für diese Kommunen und nicht für eine 
komplette VG erstellt werden. 

• Nachweis von Leiden und Schäden: Es müssen erhebliche Schmerzen, Leiden oder 
Schäden bei diesen verwahrlost im Freien lebenden Haustieren festgestellt werden. 

• Erfolgslosigkeit bisheriger Maßnahmen: Bisherige Maßnahmen der Tierschützer vor 
Ort (z. B. ehrenamtliche und spendenfinanzierte Fang- und Kastrationsaktionen) müs-
sen erfolglos geblieben sein. 

  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 17.03.2025 
Seite 21 

 

 

 

5. Aktuelle Situation in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Die Katzenhilfe Mainz hat in den letzten sechs Monaten 87 Fälle von Fundkatzen bzw. herren-
losen Katzen dokumentiert. Diese Zahl deutet auf eine signifikante Population freilebender 
Katzen hin.  
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat seit vielen Jahren einen Vertrag mit dem Tierschutz-
verein Mainz über die Aufnahme von Fundtieren und zahlt hierfür einen jährlichen Beitrag von 
3.500 Euro. 
 
6. Schnelle Vermehrung freilebender Katzen 
Die Population freilebender Katzen kann sich innerhalb kurzer Zeit stark vermehren, da Katzen 
unter günstigen Bedingungen sehr früh geschlechtsreif werden und häufig Nachwuchs bekom-
men.  

• Eine Katze kann bereits mit fünf bis sechs Monaten geschlechtsreif werden. 

• Katzen können bis zu drei Würfe pro Jahr haben. 

• Ein Wurf umfasst durchschnittlich drei bis sechs Jungtiere, von denen viele selbst in 
kurzer Zeit geschlechtsreif werden. 

• Ohne Eingriffe kann sich eine Population innerhalb weniger Jahre exponentiell vermeh-
ren. 

 
Beispielrechnung: 
Ein einziges Katzenpaar kann innerhalb von vier Jahren theoretisch über 2.000 Nachkommen 
haben, wenn keine Kastrationsmaßnahmen erfolgen. 
Dies führt nicht nur zu einer unaufhaltsamen Vermehrung, sondern auch zu gesundheitlichen 
Problemen für die Katzen, da sie unter schlechten Bedingungen aufwachsen und unter 
Mangelernährung, Krankheiten und Inzuchtfolgen leiden können. Eine Katzenschutzverord-
nung mit einer Kastrationspflicht ist daher ein wichtiger Beitrag zur langfristigen Regulierung 
der Population. 
 
7. Registrierungsmöglichkeiten für Katzen 
Um die Identifikation von Halterkatzen zu erleichtern und ausgesetzte Tiere einem Besitzer 
zuordnen zu können, ist neben der Kennzeichnung (z.B. per Mikrochip oder Tätowierung) auch 
eine Registrierung in Haustierdatenbanken notwendig. In Deutschland gibt es folgende aner-
kannte Registrierungsmöglichkeiten: 

• TASSO e.V. (www.tasso.net) – Europas größtes kostenloses Haustierregister 

• FINDEFIX (www.findefix.com) – Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes 

• Deutsches Haustierregister (www.registrier-dein-tier.de) 
Eine Registrierung erleichtert es den Behörden und Tierschutzorganisationen, verlorengegan-
gene oder ausgesetzte Tiere wieder ihren Besitzern zuzuordnen und Fundtiere schneller zu 
vermitteln. 
 
8. Erfahrungen anderer Kommunen 
Unter anderem haben nach unserem aktuellen Kenntnisstand die Verbandsgemeinden Brohl-
tal und Maifeld sowie die Städte Worms und Bad Dürkheim entsprechende Verordnungen 
erlassen. 
Darin werden in der Regel alle Besitzer von freilaufenden Katzen verpflichtet, ihre Tiere kast-
rieren, kennzeichnen und registrieren zu lassen. 
 
9. Finanzielle Aspekte 
Der Erlass einer Katzenschutzverordnung könnte zu zusätzlichen Kosten für die Verbands-
gemeinde führen, insbesondere wenn Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen und Kastrieren 
freilebender Katzen erforderlich sind. 
Allerdings könnten durch die Reduzierung der Katzenpopulation langfristig Kosten eingespart 
werden, beispielsweise durch eine geringere Anzahl von Abgabetieren in Tierheimen. 
Es ist daher notwendig, die erforderlichen Haushaltsmittel im Haushalt 2026 einzuplanen, falls 
der Verbandsgemeinderat sich für den Erlass der Verordnung entscheidet. 
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10. Fazit der Verwaltung 
Sollte sich die Verbandsgemeinde zur Einführung einer Katzenschutzverordnung entscheiden, 
sollte eine Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für alle freilaufenden 
Katzen umfassen. Durch diese Maßnahmen kann: 

• die unkontrollierte Vermehrung eingedämmt werden, 

• das Leiden der Tiere reduziert werden, 

• die Identifikation und Rückführung von Fundkatzen erleichtert werden, 

• langfristig Kosten für die Gemeinde gesenkt werden. 
Es wird vorgeschlagen, die Verordnung zum 1. Januar 2026 in Kraft treten zu lassen und die 
erforderlichen Haushaltsmittel entsprechend einzuplanen. 
Der Entwurf einer entsprechenden Katzenschutzverordnung ist angehängt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt zum 01.01.2026 eine Katzen-
schutzverordnung in Kraft treten zu lassen und die dafür erforderlichen Haushaltsmittel ab 
2026 zur Verfügung zu stellen.  
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Es wurden im letzten Jahr knapp 87 Katzen 
durch die Katzenhilfe gefunden bzw. behandelt. Es schließt sich eine eingehende Beratung 
an. 
Da die Angelegenheit noch nicht abschließend in den Fraktionen diskutiert wurde, wird ange-
regt, keine Beschlussempfehlung abzugeben. Für die abschließende Beratung im Verbands-
gemeinderat soll die Aufstellung der Fundtiere der Vorlage beigefügt werden. Es wird hierzu 
kein Widerspruch erhoben.  
 
 
 
 
4.2. Jugendpflege der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

Hier: Beratung und Beschlussfassung über die Förderung der pädagogischen 
Jugendarbeit des Jugendhauses Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0035) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Vom Jugendhaus Oppenheim wurde beigefügter Antrag auf Förderung der pädagogischen 
Jugendarbeit gestellt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss beschließt, das Jugendhaus Oppenheim / Evangelisches Dekanat - vorbehalt-
lich der kommunalaufsichtlichen Genehmigung des Haushalts - mit einem jährlichen Zuschuss 
in Höhe von 3.000,- Euro / alternativ bis zum Ende der Legislaturperiode 2029 zu fördern. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/35550-541900 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 3.000 € zur Verfügung. 
Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
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Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Der Sozialausschuss hat empfohlen, den 
jährlichen Zuschuss in Höhe von 3.000,00 € bis zum Ende der Legislaturperiode freizugeben. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, das Jugendhaus Oppenheim / Evangelisches 
Dekanat - vorbehaltlich der kommunalaufsichtlichen Genehmigung des Haushalts - mit einem 
jährlichen Zuschuss in Höhe von 3.000,- Euro bis zum Ende der Legislaturperiode 2029 zu 
fördern. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen mit 14 Ja- und 1 Nein-Stimme. 
 
 
 
 
4.3. Jugendpflege der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

Hier: Beratung und Beschlussfassung über die Förderung der pädagogischen 
Jugendarbeit der Offenen Jugendarbeit Nierstein 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0036) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Beigefügter Zuschussantrag für die offenen Jugendarbeit Nierstein wurde gestellt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss beschließt die offene Jugendarbeit Nierstein / Evangelisches Dekanat – 
vorbehaltlich der kommunalaufsichtlichen Genehmigung des Haushalts- mit einem jährlichen 
Zuschuss in Höhe von 2.000,- Euro / alternativ bis zum Ende der Legislaturperiode 2029 zu 
fördern. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: 
 
Buchungsstelle: 001/35550-541900 

Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.000 € zur Verfügung. 
Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Der Sozialausschuss hat empfohlen, den 
Zuschuss nicht bis zum Ende der Legislaturperiode freizugeben. Es soll weiterhin jährlich eine 
Antragstellung erfolgen. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die offene Jugendarbeit Nierstein / Evange-
lisches Dekanat – vorbehaltlich der kommunalaufsichtlichen Genehmigung des Haushalts- mit 
einem Zuschuss in Höhe von 2.000,- Euro zu fördern. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen bei 14 Ja- und 1 Nein-Stimme. 
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4.4. Beschaffung persönlicher Schutzausrüstung im Jahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0027) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Im Laufe des Jahres 2025 erwarten wir einen Zulauf von ca. 45 Atemschutzgerätetragenden. 
Pro benötigtem Schutzkleidungssatz werden ca. 1.200,00 € fällig. 
Zudem werden voraussichtlich ca. 30 Feuerwehrleute die Grundausbildung durchlaufen und 
als Anwärterinnen und Anwärter verpflichtet. Die Neueinkleidung mit persönlicher Schutzaus-
rüstung schlägt hier mit ca. 1.100 € pro Person zu Buche. Insgesamt ergeben sich hiermit 
Investitionen zur Neueinkleidung in Höhe von 87.000,00 € 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe sowie der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt vor-
behaltlich der Genehmigung des Haushaltes die Freigabe der Beschaffung von persönlicher 
Schutzausrüstung im Wert von 87.000,00 €. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12600-082901-4-19 
 

Beratung: 
 

Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Der Fachausschuss hat der Vorlage zuge-
stimmt. 
 

Beschluss: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt vorbehaltlich der Genehmigung des Haushaltes 
die Freigabe der Beschaffung von persönlicher Schutzausrüstung im Wert von 87.000,00 €. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 

5. Sachstand Neubau Hallenbad 
  

 
Damit das Projekt zügig vorangetrieben werden kann, soll der Ausschuss für Planung und 
Bauwesen durch den Verbandsgemeinderat zur Freigabe der Leistungsverzeichnisse bzw. 
Ausschreibungspakete ermächtigt werden. Hierzu wird es im Verbandsgemeinderat am 20.03. 
eine Vorlage geben. Nach Mitteilung der 1. Beigeordneten Gabriele Wagner als Vorsitzende 
des Ausschusses, verweigert sich dieser nicht der Aufgabe, sieht jedoch die hohe 
Verantwortung.  
Der Projektsteuerer CONSTRATA wird ausführlich über den Sachstand in der Sitzung des 
Verbandsgemeinderates am 20.03. berichten.  
 
An einem Schornstein des Abwasserwerkes wird eine Baukamera befestigt, um den 
Baufortschritt aufzeichnen zu können. Des Weiteren ist der Förderverein nun gegründet und 
eingetragen.  
 
Am 29.04.2025 wird voraussichtlich die erste Sitzung des Ausschusses für Planung und 
Bauwesen für die Freigabe eines Ausschreibungspaketes stattfinden. 
.  
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6. Mitteilungen 

  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass die Haushaltsgenehmigung in Kürze erwartet wird. 
 
 
 
 
7. Anfragen 

  
 
Robin Dautermann, SPD, bittet um Erstellung eines Berichts der Queerbeauftragten.  
Der Vorsitzende teilt mit, dass eine konkretere Stellenbeschreibung sowie ein Tätigkeitsbericht 
in der letzten Woche angefordert wurden. 
 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

 
Der Vorsitzende teilt nach Herstellung der Öffentlichkeit mit, dass der Haupt- und Finanzaus-
schuss eine Höhergruppierung abschließend entschieden hat sowie in einer Grundstücksan-
gelegenheit eine Beschlussempfehlung abgegeben hat.  
Des Weiteren wurde der Haupt- und Finanzausschuss über einen Eilentscheid in einer Perso-
nalangelegenheit unterrichtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth 
Bürgermeister 

Julian Mader 

  
 
 
 


